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ZEITGESPRÄCH

Droht eine Desintegration 
der Weltwirtschaft?

ln jüngster Zeit wird vermehrt vor der Gefahr der Desintegration der Weltwirtschaft 
gewarnt. Wie realistisch sind solche Befürchtungen? Können die 

Welthandelspartner ein ernsthaftes Interesse an solch einer Entwicklung 
haben und die damit verbundenen Risiken in Kauf nehmen?

Anton Brender

Die Desintegrationsvisionen sind wenig plausibel

Im Laufe der 70er Jahre sah sich 
die Welt einer Vielzahl verschie­

denartiger wirtschaftlicher Span­
nungen ausgesetzt. Tatsächlich 
folgten diese so schnell aufeinan­
der, daß man sagen kann, die Welt­
wirtschaft habe sich in einem per­
manenten Schockzustand befun­
den. Die Devisenmärkte, die Geld­
märkte, die Ölmärkte, das Finanzsy­
stem, die Wertpapiermärkte -  jeder 
von ihnen lieferte seinen Teil an Un­
wettern und trug dazu bei, die Welt­
wirtschaft in erhebliche Hektik zu 
versetzen.

Im selben Zeitraum kam es auch 
zu tiefgreifenden strukturellen Be­
wegungen. Langsam aber sicher 
führten diese zu erdrutschartigen 
Veränderungen in vielen Teilen der 
Weltwirtschaft. Die Verteilung eini­
ger Industrien auf dem Erdball und 
die Handelsstrukturen wurden stark 
beeinflußt. Der Anstieg des japani­
schen Überschusses im Industrie­
güterbereich und die Abnahme des 
europäischen Agrardefizits waren 
zwei der spektakulärsten Verände­
rungen. Man muß hinzufügen, daß 
diese Strukturveränderungen von
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einer Serie harter handelspoliti­
scher Konflikte begleitet wurden. 
Dies ging soweit, daß zwischen den 
USA und Japan in einigen Industrie­
bereichen offener Krieg herrschte, 
während zwischen den USA und 
der EWG im Handel mit Agrargütern 
und Nahrungsmitteln eine Art Gue­
rillakrieg die Regel ist.

Die immer wieder auftretenden 
systembedingten Probleme und die 
Schwierigkeiten, die Länder in vie­
len Teilen der Welt mit der Anpas­
sung an den strukturellen Wandel 
haben, lassen in den Augen vieler 
Beobachter ein Szenarium „Desin­
tegration der Weltwirtschaft“ plausi­
bler erscheinen. Der Grundge­
danke ist offensichtlich: um -  wie es 
häufig gesehen wird -  den reinen 
Zufälligkeiten der internationalen 
Wirtschaftsbeziehungen bzw. unfai­
ren Konfrontationen weniger ausge­
setzt zu sein, wird jedes Land be­
strebt sein, sich immer mehr auf 
sich selbst (oder möglicherweise 
seine engsten Nachbarn) zu verlas­
sen. Von diesem Szenarium gibt es 
verschiedene Varianten, die von ei­
nem katastrophenartigen „allge­

meinen Zusammenbruch“ bis hin 
zu der abgemilderten Version einer 
„regionalen Fragmentierung“ rei­
chen.

Die Fakten

Ungeachtet ihres scheinbaren 
Realismus ist im Hinblick auf die 
Plausibilität dieser Desintegrations­
visionen Vorsicht angebracht. Da­
her sollte man sich an dieser Stelle 
einige Tatsachen vor Augen halten.

□  All den erwähnten negativen Er­
scheinungen zum Trotz hat die In­
tensität des Welthandels -  das Ver­
hältnis der Güter- und Dienstlei­
stungsströme zum Weltsozialpro­
dukt -  zu Beginn der 80er Jahre 
zwar stagniert, im Laufe der letzten 
Jahrzehnte aber niemals abgenom­
men. Tatsächlich ist diese Intensität 
heute höher als je zuvor, und die 
letzten Zahlen des GATT bestäti­
gen, daß der Welthandel schneller 
wächst als die Weltproduktion.

□  Trotz der sehr erheblichen 
Schwierigkeiten, mit denen sich 
viele Länder in letzter Zeit konfron­
tiert sahen, hat sich keines zu
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Schritten in Richtung auf eine grö­
ßere Autarkie entschlossen. Statt 
dessen scheint genau die entge­
gengesetzte Tendenz vorzuherr­
schen: Länder wie die UdSSR und 
China, die lange Zeit binnenorien­
tiert waren, setzen jetzt auf eine Be­
schleunigung ihres industnellen 
Wachstums durch eine stärkere Be­
teiligung am internationalen Han­
del.

□  Seit Beginn dieses Jahrzehnts 
gibt es entscheidende Anstöße für 
eine neue Diskussionsrunde im 
Rahmen des GATT. Sie wird 
schließlich dazu führen, daß ein 
kompletter neuer Bereich -  der 
Dienstleistungssektor -  für die Inter­
nationalisierung geöffnet wird. Im­
mer mehr Dienstleistungsunterneh­
men werden dazu übergehen, im 
Ausland zu verkaufen und auch zu 
produzieren. Gleichzeitig haben die 
meisten Industrieländer -  wenn 
auch ohne förmliche multilaterale 
Verhandlungen -  begonnen, ihre Fi­
nanzsysteme zu öffnen und so eine 
neue Art der internationalen Integra­
tion voranzutreiben. Dieser Prozeß 
ist zwar noch lange nicht abge­
schlossen: die bereits erreichte Dy­
namik scheint ihn aber irreversibel 
zu machen.

□  Während der letzten beiden 
Jahrzehnte haben immer mehr Un­
ternehmen ihre Tätigkeit internatio­
nalisiert. Dies ist eine grundsätzlich 
neue Tatsache. Vor 20 Jahren ge­
hörten zwei Drittel des gesamten 
Bestandes an Direktinvestitionen 
amerikanischen Firmen, meist riesi­
gen Unternehmen. Heute gehören 
zwei Drittel des -  inzwischen viel hö­
heren -  Bestandes an Direktinvesti­
tionen nicht-amerikanischen Fir­
men, unter ihnen viele mittelständi­
sche Unternehmen. Dies verleiht 
dem Grundkonzept des internatio­
nalen Wirtschaftssystems eine 
neue Dimension. Es ist heute zu­
nehmend in die Struktur der Unter­
nehmen eingebettet.
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Welche Schlußfolgerungen sind 
aus diesen Beobachtungen zu zie­
hen? Sie laufen offensichtlich dar­
auf hinaus, daß die Beziehungen, 
die die einzelnen Länder aneinan­
der binden, immer zahlreicher wer­
den und tendenziell alle Dimensio­
nen der Wirtschaftstätigkeit beein­
flussen. Aber lassen wir uns nicht 
verwirren: dies vollzieht sich in einer 
Welt, in der die nationalen W irt­
schaften noch identifizierbar sind. 
Die nationalen Staatshaushalte und 
Steuersysteme, Währungen und 
Geldpolitiken sind noch immer ver­
schieden und sorgen dafür, daß sich 
der amerikanische „Teil“ der Welt­
wirtschaft z.B. deutlich von ihrem ja­
panischen oder deutschen „Teil“ un­
terscheidet.

Die Bedeutung dieser Feststel­
lung wird klar, wenn wir einen weite­
ren Punkt in Betracht ziehen: Im Ge-
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gensatz zu allen anderen „Produk­
tionsfaktoren“ tendieren die Arbeits­
kräfte zumindest in den Industrie­
ländern in immer geringerem Maße 
dazu, Grenzen zu überschreiten. 
Hieraus ergibt sich eine wichtige 
Folgerung: Die größere Mobilität 
von Gütern, Dienstleistungen, Kapi­
tal und Unternehmen führt zu einer 
Intensivierung des Wettbewerbs 
zwischen den Menschen, die in den 
verschiedenen nationalen „Regio­
nen“ der Welt leben. Während des 
größten Teils der letzten Jahrzehnte 
vollzog sich dieser Wettbewerb über 
den internationalen Handel. Inzwi­
schen sind schnellere Wege verfüg­
bar

Wo sollen Finanzmittel investiert, 
wo neue Produktionsanlagen er­
richtet werden? Bei der Beantwor­
tung dieser Fragen wägen Kapital­
eigner und Unternehmensleitungen 
die verschiedenen Möglichkeiten 
gegeneinander ab, die jedes Land 
ihnen bietet. Die Kosten-Nutzen- 
Relationen beispielsweise von Thai­
land und Portugal oder Holland und 
den Vereinigten Staaten werden mit­
einander verglichen. Die Existenz 
dieses permanenten Arbitragepro­
zesses zwingt jedes Land, in Be­
tracht zu ziehen, wie sich die ande­
ren -  etwa im Hinblick auf finanzpoli­
tische Maßnahmen oder die Arbeits­
gesetzgebung -  verhalten. Außer­
dem macht er die Staaten sehr emp­
findlich gegenüber Bewegungen 
wichtiger Wechselkurse oder Zins­
sätze. Dieselben Tatbestände, die 
das Gewebe der Weltwirtschaft viel 
dichter werden lassen, sorgen also 
auch für einen verstärkten Wettbe­
werb zwischen ihren nationalen 
„Teilen“ .

Für die Bewohner eines jeden 
Landes geht es um einen hohen 
Einsatz: die Zahl und Qualität der im 
Land verfügbaren Arbeitsplätze so­
wie ihr zukünftiges Einkommens­
niveau hängen in starkem Maße von 
ihrer kollektiven Fähigkeit ab, erfolg­
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reich an dieser weltweiten Konkur­
renz teilzunehmen. Daher die wie­
derkehrende Versuchung, aus solch 
einem einengenden System aus­
zubrechen. Daher auch der Ein­
druck, das System sei nahe daran, 
auseinanderzubrechen. Dieser Ein­
druck vernachlässigt jedoch die 
Tiefe und Wiederstandsfähigkeit 
der heute vorliegenden internatio­
nalen Verflechtungen. Die Gefah­
ren, denen die Weltwirtschaft zur 
Zeit ausgesetzt ist, sind nicht so dra­
matisch, könnten allerdings auf län­
gere Sicht ebenso durchschla­
gende Wirkungen zeigen.

Zwei Risiken

Zum besseren Verständnis soll­
ten wir zur Betrachtung des Wettbe­
werbs zwischen Ländern -  im Un­
terschied zu dem zwischen Unter­
nehmen (die zunehmend internatio­
nalisiert sind) -  zurückkehren. Die­
ser wahrhaft inter-nationale Wettbe­
werb wird zur treibenden Kraft des 
Weltwirtschaftssystems. Die Öl- 
„Schocks“ sowie die Zins- und 
Wechselkurs-„Kriege“ passen sich 
gut in diesen Rahmen ein. Die Tatsa­
che, daß sich Güter, Kapital und Un­
ternehmen mehr oder weniger frei 
von einem Ort der Welt zum ande­
ren bewegen, bedeutet nicht, daß 
die einzelnen Länder nicht versu­

chen, ihre Bewegungen positiv oder 
negativ zu beeinflussen, um mehr 
von ihnen zu profitieren. So erklärt 
sich die Kombination von internatio­
naler Offenheit und nationalem Akti­
vismus, die für die gegenwärtige 
Weltwirtschaftsordnung typisch ist 
(aus dieser Sicht ist Regionalismus 
lediglich ein Weg für eine Gruppe 
von Ländern, die einige gemein­
same Merkmale aufweisen, sich auf 
wirkungsvollere Art den gegenwärti­
gen wirtschaftlichen Herausforde­
rungen zu stellen, indem sie ihre 
Kräfte bündeln). Aus dieser Sach­
lage erwachsen zwei Risiken für 
das System.

Das erste könnte man als „Aus- 
stiegs'-Syndrom bezeichnen. Der 
heute ablaufende Wettbewerbspro­
zeß unterscheidet sehr selektiv zwi­
schen den verschiedenen Teilen der 
Welt anhand ihrer jeweiligen Fähig­
keit, die Regeln dieses komplizier­
ten Spiels einzuhalten. Jedes Ent­
wicklungsland hat inzwischen ver­
standen, daß es sich ein Beispiel an 
Südkorea oder Taiwan nehmen 
sollte. Wenige wissen jedoch wie! 
Hier besteht die Gefahr, daß viele 
Länder oder sogar ganze Konti­
nente aus dem Weltwirtschaftssy­
stem ausscheiden, weil sie seinen 
immer größeren Anforderungen ein­
fach nicht gewachsen sind. Sie wür­
den die Autarkie nicht bewußt wäh­

len, sondern durch ihre mangelnde 
Fähigkeit, sich in das Handelssy­
stem einzufügen, in diese Richtung 
getrieben werden.

Das zweite Risiko ist ein „unpro­
duktives Chaos“ . Es folgt aus der 
Tatsache, daß Freihandel und freier 
Kapitalverkehr ein Faktor des Fort­
schritts, aber auch der Stagnation 
sein können. Hier kommt es in ho­
hem Maße auf das Vorhandensein 
einer soliden und tragfähigen inter­
nationalen Vereinbarung über die 
Spielregeln an. Der Wettbewerb 
muß nicht nur unbedingt fair sein, 
wesentlich ist auch, daß die Festle­
gung einiger Schlüsselgrößen (z.B. 
Zinssätze und Wechselkurse) aus 
dem internationalen Wettbewerb 
herausgehalten wird. Das System 
sollte nicht mehr gegenseitige Ab­
hängigkeiten aufweisen, als wir ge­
meinsam handhaben können und 
wollen. Anderenfalls wird bei dem 
Versuch, sich durch die durch über­
mäßige Instabilität entstandenen 
Schwierigkeiten „hindurchzuwur­
steln“ , eine Menge Energie ver­
schwendet werden.

Der Versuch, diese beiden sy­
stemeigenen Risiken -  Marginali- 
sierung und makroökonomische In­
stabilität -  auszuschalten, sollte der 
Zweck der internationalen Zusam­
menarbeit sein.

Wolfgang Hager

Dreiteilung der Weltwirtschaft?

Heute stehen sich in der Welt­
wirtschaft drei große Konkur­

renten gegenüber: die USA, Japan 
und Europa. Geprüft werden soll im 
folgenden, ob einer dieser drei Kon­
trahenten ein ernsthaftes Interesse 
an einer weltwirtschatlichen Desin­
tegration entwickeln bzw. die damit 
verbundenen Risiken in Kauf neh­
men könnte.

Da ist zunächst Nordamerika, 
d.h. die USA und Kanada, die durch 
die neue US-Kanadische Freihan­
delszone möglicherweise noch en­
ger zusammenrücken werden. 
Strukturell gehören aber auch Nord- 
Mexiko und ganz Ostasien zur ame­
rikanischen Industriebasis. Off­
shore-Produktion im amerikani­
schen Ausmaß ist Zeichen einer In­

dustriekultur, die zu eng auf Kosten­
senkung statt auf Qualität und tech­
nische Entwicklung setzt. In Ame­
rika führt dies zu einem gespaltenen 
Arbeitsmarkt, in dem selbst qualifi­
zierte Arbeiter in direktem Lohnwett­
bewerb mit Entwicklungsländern 
stehen. Dies wiederum löst perio­
disch politische Gegenreaktionen 
aus -  Protektionismus - ,  die jedoch
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an den Vorteilen, welche die Mehr­
heit der Amerikaner (scheinbar) aus 
dieser Arbeitsteilung zieht, nicht we­
sentlich rütteln. Mittelfristig wird es 
also keinen amerikanischen Block 
ohne Niedriglohn-Asien geben, 
auch wenn dabei Amerika riskiert, 
Produktions-Know-how auf Dauer 
zu verlieren und wichtige binnen­
wirtschaftliche Kreisläufe verküm­
mern zu lassen.

Der amerikanische 
Protektionismus

Wie steht es mit Japan? Japan 
steht nicht mit den amerikanischen 
Arbeitern, sondern mit dessen Ma­
nagern in Konkurrenz -  und macht 
alles besser: Produktionsmanage­
ment, Marketing (die großen Han­
delsgesellschaften), selbst das Fi­
nanzgeschäft. Japan ist in der Lage, 
heimische Arbeitkraft sinnvoll einzu­
setzen -  auch die Amerikas (und 
Europas). Dieser Konkurrenzkampf 
wird nicht von Wirtschaftsräumen, 
sondern von Firmen geführt -  Ma­
nagement gegen Management. 
Entsprechend groß ist das Ressen­
timent gegen Japan im republikani­
schen Amerika. Die Japaner bekla­
gen sich inzwischen glaubhaft über 
die Schwäche ihrer Konkurrenten, 
die ein normales Miteinander er­
schwert. Diese Schwäche liegt 
auch, und zunehmend, in der Tech­
nologie.

Die Ausnutzung von Manage­
ment-Überlegenheit in Routinegü­
tern erfolgt am gezieltesten über Di­
rektinvestitionen; dagegen ist bei 
Hochtechnologie der Güterhandel 
(noch) unersetzbar Direktinvestitio­
nen belassen den Mehrwert aller 
Nicht-Managementleistungen im 
Gastland: Arbeit, Energieversor­
gung, Vorprodukte, Transport und 
andere niedere Dienstleistungen. 
Bei der Hochtechnologie ist dage­
gen der gesamte Produktionszyklus 
involviert, von der Forschung über

Zulieferer hochwertiger Materialien 
bis zum Spezialarbeiter Amerika 
gerät paradoxerweise in die klassi­
sche Position eines Entwicklungs­
landes, das von monopolartigen Im­
porten mit hohem Technologiege­
halt für das Funktionieren der eige­
nen Wirtschaft abhängig ist. Dies 
gilt längst nicht mehr nur für die 
Halbleiter Der Import von Kapital 
und der Export von Routinegütern 
(inklusive Textilien) und Agrarpro­
dukten gehören zu diesem Bild,

Der amerikanische Protektionis­
mus hat somit zwei Funktionen: den 
lokalen Mehrwert (local content) 
durch induzierte Direktinvestitionen 
zu maximieren; und durch infant in- 
dustry protection temporäre Rück­
stände in der Hochtechnologie auf­
zuholen, Gegen beide Formen gibt 
es neben ideologischen Bedenken 
starke Gegenströme, Direktinvesti­
tionen bedrohen bestehende Pro­
duktionskapazitäten und das heimi­
sche Management, In der Anlauf­
zeit benötigen diese Investitionen 
noch Zulieferungen aus dem Ur­
sprungsland, die erst nach weiteren 
Direktinvestitionen der Zulieferer 
selbst abnehmen. In dieser Phase 
können Direktinvestitionen durch 
Forderungen nach einem hohen lo­
cal content abgeblockt werden. Die 
Lösung -  für das Management und 
das Problem der Überkapazitäten -  
liegt in der Verbindung induzierter 
Direktinvestitionen mit einer indu­
zierten Mitgliedschaft im heimi­
schen Oligopol, wie z,B, durch US- 
japanische Joint Ventures in der Au­
tomobilindustne, Früher -  bei glei­
cheren Kräften -  konnte Oligopol­
disziplin über gegenläufige Direktin­
vestitionen im Lande des „Angrei­
fers“ erreicht werden. Heute brau­
chen die großen Firmen dazu die 
Macht des Staates, d.h. den Protek­
tionismus.

Dies sind jedoch taktische Züge, 
die nichts mit Abkopplung in Blöcken

zu tun haben, wohl aber den Protek­
tionismus als Mittel einsetzen -  wie 
von Japan jahrzehntelang vorexer­
ziert - ,  um die Vorteile einer engen 
internationalen Verflechtung „bes­
ser“ zu verteilen.

Daraus folgt indirekt auch, daß es 
einen japanischen Block -  eine 
Neuauflage der Greater East Asian 
Co-prosperity sphere -  nicht geben 
kann. Japan kann an einer weltwirt­
schaftlichen Desintegration nicht 
gelegen sein. Genau wie das japani­
sche Management die Welt als Ab­
satzmarkt für seine Innovationen in 
Produktionstechnik und Produkten 
braucht, benötigt Ostasien die ge­
samte Welt für seine letztlich be­
grenzte Rolle als Produktionsstätte. 
Und die Welt zieht gewaltigen Nut­
zen aus beidem.

EG-Binnenmarktliberalisierung

Wie steht es mit Europa? Die Ent­
wicklung eines Wirtschaftsraums ei­
gener Qualität ist heute schon Wirk­
lichkeit. 1992 ist nicht, oder nur be­
grenzt, eine Weiterführung der 
Nachkriegsliberalisierung, die im 
GATT nachvollzogen werden 
könnte; Es geht um die Schaffung 
einer Volkswirtschaft, nicht nur ei­
nes Marktes. Der Kern des Pro­
gramms liegt im direkten Eingriff in 
hoheitliche und politische Aufgaben 
der Nationalstaaten. Beim Güter­
handel sind es die Standards (mit ei­
ner industriepolitischen und einer 
sozial/ökologischen Komponente); 
und das öffentliche Beschaffungs­
wesen, Wichtiger sind allemal die 
Dienstleistungen: Transport, Finan­
zen und Telekommunikation sind 
die großen Kapitel. Darüber hinaus 
wird aber auch der Markt für die Pro­
duktionsfaktoren selbst liberalisiert: 
für Kapital und hochqualifizierte Ar­
beitskräfte. Bedingungen für die 
Mobilität des Produktionsfaktors 
Know-how werden ebenfalls durch 
Innovationen wie die Euro-AG ver­
bessert.
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Eine zentrale Voraussetzung ei­
ner Liberalisierung des Binnen­
marktes ist eine Liberalisierung je­
der einzelnen Volkswirtschaft. Das 
heißt übrigens, daß dieses Pro­
gramm nur in einer Zeit wie der jetzi­
gen möglich wurde, in der die Mit­
gliedstaaten schon für die Idee der 
Deregulierung aufgeschlossen wa­
ren. Eine andere Methode, einen 
Markt in den bisher vom Staat ge­
schützten Bereichen zu schaffen, 
etwa durch eine Angleichung der 
bestehenden restriktiven Systeme, 
wäre undenkbar kompliziert.

Für das einzelne Land bedeutet 
1992 eine Verschärfung des natio­
nalen, des innereuropäischen und 
ipso facto des internationalen Wett­
bewerbs. International gesehen ist 
1992 eine einseitige Konzession an 
die Handelspartner. In einigen Be­
reichen, wie zum Beispiel der Fern­
meldetechnik, bestehen Befürch­
tungen, daß nicht die (noch frag­
mentierte) europäische Industrie, 
sondern die schon global etablierte 
japanische und amerikanische Kon­
kurrenz die großen Nutznießer des 
Binnenmarktes sein werden.

Die Rolle der Reziprozität

Bei den Dienstleistungen sind es 
vor allem Telecomdienste und Bank­
gewerbe, welche die außereuropäi­
sche Konkurrenz fürchten. Es bahnt 
sich eine klare Unterscheidung an 
zwischen einem Recht für Euro­
päer, grenzüberschreitend Dienst­
leistungen anzubieten, und einem 
Privileg für Nicht-Europäer, das nur 
über Reziprozität erlangt werden 
kann. Da damit der gleichwertige 
Zugang zum Regulierungsraum 
des Handelspartners gemeint ist 
und in den USA selbst einheimische 
Banken auf Teilstaaten begrenzt 
sind, birgt die Forderung nach Rezi­
prozität ein großes Konfliktpotential 
oder bedeutet in der Praxis Protek­
tionismus. „National Treatment“ , 
die Gleichbehandlung von In- und

Ausländern, wie in der OECD seit 
langem ausgehandelt, würde fak­
tisch einseitige Vorteile für die ame­
rikanischen Banken bedeuten. Dies 
wird ein Dauerthema der nächsten 
Jahre.

Eines der Hauptziele von 1992 ist 
es, über härteren innereuropäi­
schen Konkurrenzkampf die inter­
nationale Wettbewerbsfähigkeit zu 
verbessern. Für die Europäische 
Kommission kommt es aber darauf 
an, die Außenkonkurrenz nicht so 
schnell wachsen zu lassen, daß da­
durch das Programm des Binnen­
marktes selbst durch nationale Wi­
derstände in Gefahr gerät. Sie be­
dient sich dabei teils subtiler, teils 
weniger subtiler Methoden. Zu den 
letzteren gehören Antidumpingver­
fahren. Die wachsende Häufigkeit 
dieser Verfahren sollte nicht über 
ihre begrenzte Wirkung hinwegtäu­
schen. Von Abschottung kann keine 
Rede sein. Aber anders als Amerika 
ist die europäische Großindustrie 
nicht grundsätzlich bereit, irgendei­
nen Produktionszweig völlig „aus­
zulagern“ . Hohe extra-europäische 
Importanteile am Verbrauch gibt es 
nur bei der Unterhaltungselektronik 
(50%) und bei den Halbleitern. In 
beiden Sektoren werden ambitiöse 
Gegenstrategien entwickelt, die 
sich im übrigen gegenseitig stützen.

Industriepolitische Ansätze

So begnügt sich die Gemein­
schaft nicht mit dem ESPRIT-Pro- 
gramm, um auf dem Gebiet der 
Chips, Computer und CIM den An­
schluß zu finden oder zu behalten. 
Die neue digitale (später Breitband-) 
Telekommünikationstechnik wird im 
RACE-Programm vortiereitet, das 
neben Forschung und Entwicklung 
auch auf europäische Standards ab­
zielt, die immer auch eine Markt- 
(macht)funktion haben. Die gemein­
same Planung einer neuen Infra­
struktur für die neuen Technologien

gibt der europäischen Industrie einen 
Rahmen für die Zukunft, der Flexibili­
tät am Markt mit industriepolitischen 
Zielen verbindet. Ähnliches trifft für 
das HDTV zu: eine europäische Ent­
wicklung von Standards/Technolo­
gie, welche die Japaner vorerst blok- 
kiert -  auch in Amerika -  und der eu­
ropäischen Videoindustrie eine drin­
gend benötigte Renaissance besche­
ren soll. Sowohl die Breitband- als 
auch die HDTV-Technologie haben ei­
nen großen Bedarf an Mikrochips 
und bieten die Möglichkeit, die euro­
päische Lücke bei der Massenpro­
duktion zu schließen.

Ähnlich subtiler Protektionismus, 
basierend auf gesamteuropäischen 
Systemen mit starkem öffentlichen 
Gestaltungspotential, könnte mit 
dem EUREKA-Projekt Prometheus 
und dem verwandten EG-Projekt 
DRIVE erreicht werden. Hier soll das 
interaktive, intelligente Automobil der 
späten neunziger Jahre entwickelt 
werden, durch Kabel unter der Straße 
mit zentralen Computern verbunden. 
Noch direkter an öffentliche Aufträge 
gebunden sind Projekte für neue eu­
ropäische Hochgeschwindigkeits­
züge. Ein Kommissionsvorschlag 
sieht vor, bei öffentlichen Aufträgen 
Nicht-EG-Firmen von den Regeln der 
freien, europaweiten Ausschreibun­
gen auszuschließen bzw. eine 
50%ige Local-content-Schwelle zu 
etablieren. Dies ist zwar liberaler als 
die gängige nationale Praxis, wird 
aber in Amerika als Verstoß gegen 
das einschlägige GATT-Abkommen 
gewertet.

Diese industriepolitischen Ansätze 
-  von den zwischenstaatlichen Fu- 
sions-, Weltraum- und Luftfahrtpro­
grammen gar nicht zu sprechen -  
sind ein unverzichtbarer Bestandteil 
des Abenteuers 1992. Sie sollen ver­
hindern, daß sich ein ansonsten radi­
kal liberalisiertes Europa balkanisiert, 
in der internationalen Produktion ver­
liert und zum Unterlieferanten ab­
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sinkt. Es ist gerade dieses Element, 
welches Mrs. Thatcher überhaupt 
nicht versteht, da ihre industhepoliti- 
sche Strategie eindeutig auf die 
Nutzbarmachung des Binnenmark­
tes ausgehchtet ist, mit Großbritan­
nien als Standort für amerikanische 
und japanische Firmen.

Direktinvestitionen als
strategisches Problem

Hier stellt sich jedoch das langfri­
stig wirklich zentrale Problem des 
Protektionismus: nicht der Güter­
handel, sondern die Direktinvestitio­
nen sind das eigentliche strategi­
sche Problem. Hier gehen die Ge­
danken der Kommission inzwi­
schen in eine auch in Amerika zu 
beobachtende Richtung (die im 
übrigen in Japan stillschweigend 
Selbstverständlichkeit ist). Sie lau­
fen darauf hinaus, daß außer-euro- 
päische Direktinvestitionen nur 
dann subventioniert werden dürfen 
(wie sie es in Großbritannien und 
anderswo fast immer sind), wenn 
sie gewisse Kriterien erfüllen, wobei 
local content und F&T an oberster 
Stelle stehen.

Daß sich dieses Problem konkret 
in diesen Tagen am Beispiel des 
„britischen“ Nissan Bluebird drama­
tisierte, ist kein Zufall. Die europäi­
sche, insbesondere die italienische 
und französische Automobilindu­
strie sieht mit Sorge die Möglichkeit 
eines Dreifrontenkrieges mit der ja­
panischen Industrie nach 1992, 
wenn die nationalen Quoten fallen: 
Direktimporte aus Japan, Importe 
aus japanischen US-Werken und 
Produktion aus eigenen Werken in 
Europa. Es wäre ebenso leicht wie 
leichtsinnig, diesem Problem mit 
Sonntagsparolen zu begegnen. 
Zehn Prozent der europäischen In­
dustrieproduktion. ihrerseits mit 
weitreichenden Verbindungen zu al­
len anderen Industrie- und Dienst­
leistungszweigen, stehen auf dem 
Spiel. Ein Kränkeln dieses Sektors 
würde die an sich berechtigte Hoff­
nung auf eine Erholung der europäi­
schen Volkswirtschaften begraben. 
Dabei geht es, wie so oft bei West- 
West-Handelskonfliken der letzten 
Jahrzehnte, um die Verlagerung der 
Kosten einer bedenkenlosen Kapa­
zitätsausweitung, und der daraus

entstehenden Überkapazitäten, 
von Japan auf die Wirtschaftspart­
ner Die französische Forderung 
nach 70% oder mehr local content 
für den Bluebird ist nur ein Vorge­
plänkel einer handels- und indu­
striepolitischen Auseinanderset­
zung, die das Schlagwort von der 
„Festung Europa“ noch jahrelang 
am Leben erhalten wird.

Auch hier geht es nicht um Block­
bildung, sondern um die Suche 
nach einem flexiblen Gleichgewicht 
zwischen Firmen, um Wettbewerb 
in homöopathischen Dosen, der 
eine langfristige Geschäftsplanung 
erlaubt. Schon gar nicht handelt es 
sich um den Beginn der oft be­
schworenen protektionistischen 
Spirale der dreißiger Jahre. Wenn 
amerikanische Behörden heutzu­
tage von „US sales" sprechen, so 
meinen sie damit die Summe der 
Exporte und der Verkäufe von US- 
Töchtern im Ausland. Nichts ver­
deutlicht anschaulicher die Deterri- 
tonalisierung der Wirtschaftsinter­
essen. Für eine Blockbildung ist in 
einer solchen Welt kein Platz.

Georg Koopmann

Reorganisation oder Desorganisation der Weltwirtschaft?

Die Weltwirtschaft präsentiert 
sich gegenwärtig in guter Ver­

fassung. Die Wachstumsprognosen 
für das laufende Jahr, erstellt unter 
dem Eindruck des schwarzen Okto­
ber 1987, werden von den tatsächli­
chen Zuwachsraten in den Schatten 
gestellt, während die Preise relativ 
stabil sind. Auch im kommenden 
Jahr wird mit hohem Wachstum und 
hoher Preisstabilität gerechnet, und 
die Entwicklungsländer werden 
1989 vorausslchtich erstmals wie­
der ein höheres Wirtschaftswachs­
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tum erzielen als die Industrieländer 
Die Schuldenkrise der Dritten Welt 
scheint sich zu entschärfen: die Ex­
porterlöse wachsen nunmehr 
schneller als der Schuldendienst. 
Das amerikanische Handelsdefizit 
schwillt allmählich ab, wenngleich 
der Abbau nur stockend verläuft und 
die erneut steigenden Überschüsse 
Japans und der Bundesrepublik 
neuen Zündstoff zu schaffen dro­
hen, Indessen schreitet die Integra­
tion der Weltwirtschaft voran: Der 
Welthandel expandiert schwung­

haft und mit höherer Zuwachsrate 
als die Weltproduktion, und die Di­
rektinvestitionen im Ausland neh­
men schneller zu als die inländi­
schen Kapitalanlagen.

Der Internationale Währungs­
fonds schreibt in seinem neuesten 
World Economic Outlook die uner­
wartet günstige Entwicklung der 
Weltwirtschaft nicht zuletzt der wirt­
schaftspolitischen Koordination und 
Kooperation zwischen den führen­
den westlichen Industrieländern zu. 
Diese Einschätzung entspricht der
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vorherrschenden internationalen 
Stimmungslage.

In der allgemeinen Kooperations­
begeisterung werden freilich die 
Grenzen dieser Institutionen leicht 
übersehen. Sie sind durch unter­
schiedliche Bedingungen und Inter­
essen der einzelnen Länder ge­
setzt. Den Ausgleich der Unter­
schiede besorgt -  im Prinzip -  der 
Wechselkurs, vorausgesetzt, die 
makroökonomische Politik der Län­
der ist in sich schlüssig und verläß­
lich. Internationale Kooperation 
kann hier unterstützend wirken, sie 
kann aber auch kontraproduktive 
Folgen haben’. In der Globalsteue­
rung droht der Weltwirtschaft eher 
Über- denn Desorganisation.

Hauptgefahr Protektionismus

Das Gespenst einer desorgani­
sierten Weltwirtschaft erscheint 
realistischer, betrachtet man ver­
schiedene Bereiche der mikroöko­
nomischen Politik. Die Entwicklung 
hier wird freilich wesentlich durch Er­
folg oder Mißerfolg der Globalsteue­
rung beeinflußt. Den schlagenden 
Beweis für diesen Zusammenhang 
haben die Vereinigten Staaten gelie­
fert. Das gewaltige Außenhandels­
defizit, das sich dort aufgetürmt hat, 
wurzelt in gesamtwirtschaftlichen 
Fehlentwicklungen. Es hat enor­
men protektionistischen Druck ver­
ursacht und negativ auf die Han­
delspolitik durchgeschlagen. Der 
umgekehrte Effekt ist zu erwarten, 
wenn die Rückkehr zum außenwirt­
schaftlichen Gleichgewicht gelingt.

Die Handelspolitik und die welt­
weit stärker in den Vordergrund 
drängende -  umfassender konzi­
pierte -  Strukturpolitik haben aber 
zugleich ihre eigene, durch Wider­
sprüche gekennzeichnete Dyna­
mik. Das herausragende Ereignis in 
diesem Bereich der Wirtschaftspoli­
tik ist die Uruguay-Runde des 
GATT, zumal die Verhandlungen 
dort sich nicht auf die traditionelle

Handelspolitik und den Warenhan­
del beschränken, sondern auch die 
Dienstleistungen und ein breites 
Spektrum staatlicher Interventionen 
mit Wirkungen auf den internationa­
len Wettbewerb abdecken. Vergli­
chen mit der vorangegangenen To­
kio-Runde zeichnet sich die lau­
fende GATT-Konferenz durch ein 
flottes Tempo und Beweglichkeit ih­
rer Teilnehmer aus. Gemessen an 
der zum Auftakt im September 1986 
einmütig erklärten Verpflichtung, 
keine neuen GATT-widrigen Han­
delsschranken zu errichten (stand­
still) und bestehende abzubauen 
(rollback), ist die Bilanz jedoch er­
nüchternd.

Der Protektionismus wird zu 
Recht als „Hauptgefahr für die Ent­
wicklung einer dynamischen Welt­
w irtschaft“ gewertet^. Unverändert 
sind rund zwei Fünftel des Welthan­
dels durch nichttarifäre Handels­
hemmnisse der verschiedensten 
Art betroffen. Allein ein Zehntel der 
Handelsströme wird durch etwa 200 

Selbstbeschränkungsabkommen 
reguliert, von denen rund drei Viertel 
auf die USA und die EG (als Impor­
teure) entfallen. Der Liberalisie­
rungsfortschritt findet neuerdings 
vorwiegend in Entwicklungsländern 
statt. Angespornt durch beeindruk- 
kende Wachstumserfolge der Län­
der mit relativ offenen Märkten ha­
ben die Regierungen zahlreicher 
Entwicklungsländer das Außenhan­
delsregime -  und die innere Wirt­
schaftsordnung -  erheblich gelok- 
kert. Insgesamt haben die Entwick-

' Vgl. Martin F e l d s t e i n :  Rethinking in­
ternational economic coordination, in: Oxford 
Economic Papers, Voi, 40, 1988, S, 205 ff,

•’ Vgl, Hans Joachim H o c h s t r a t e ,  Ralf 
Z e p p e r n i c k :  Störungen des Welthan­
dels -  neuere Entwicklungen, in: WIRT­
SCHAFTSDIENST, 68. Jg, (1988), H, 10, 
S, 500.

 ̂ Vgl, dazu den neuesten Bericht des Interna­
tionalen Währungsfonds über Exchange Ar­
rangements and Exchange Restrictions,

■' Vgl, William D u 11 fo  r c e  : BrazilsaysUS 
sanctions breach standstill deal, in: Financial 
Times, 28, 10,1988,

lungsländer in den letzten Jahren 
mehr handelspolitische Liberalisie- 
rungs- als Restriktionsmaßnahmen 
getroffen. In den Industrieländern 
überwiegt hingegen die Anzahl der 
Beschränkungen^.

Arsenal an 
Grauzonenmaßnahmen

Charakteristisch für die Handels­
politik der Industrieländer ist die Vor­
liebe für Abwehr- und Vergeltungs­
maßnahmen gegen angeblich un­
faire Handelspraktiken des Auslan­
des. Deren unnachsichtige Be­
kämpfung bildet den Dreh- und An­
gelpunkt des neuen Handelsgeset­
zes der Vereinigten Staaten und der 
bereits seit einigen Jahren dort ge­
übten handelspolitischen Praxis. 
Während die dem Artikel 19 des 
GATT entsprechende Schutzklau­
sel der amerikanischen Handelsge­
setzgebung nur noch relativ selten 
beansprucht wird -  sie verschafft 
unter und zu bestimmten Bedingun­
gen (durch fairen ausländischen 
Wettbewerb) bedrängten einheimi­
schen Anbietern vorübergehend 
Entlastung - ,  haben neben den 
Grauzonenmaßnahmen (Selbstbe­
schränkungsabkommen, Orderly 
Marketing Agreements usw.) die 
Fälle behaupteter -  und geahndeter 
-  Verfälschungen des internationa­
len Wettbewerbs dramatisch zuge­
nommen. Stein des Anstoßes sind 
nicht nur Dumping und Subvenfio- 
nen, sondern auch Kooperations­
und Fusionsförderung, Kartellbil­
dung, die Verletzung von Arbeit­
nehmerrechten, unzureichender 
Schutz des geistigen Eigentums 
und ähnliche Handlungen oder Un­
terlassungen des Staates im Aus­
land. Das jüngste Beispiel ist die 
Verhängung hoher amerikanischer 
Strafzölle auf verschiedene brasilia­
nische Produkte wegen unzurei­
chenden Patentschutzes in dem 
südamerikanischen Land“ .

Auch die EG verfügt -  seit 1984 -  
über ein Abwehrinstrument „gegen
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unerlaubte Handelspraktiken“ .̂ 
Diese Waffe ist bisher nur spora­
disch eingesetzt worden. Um so eif­
riger bedient sich die Zwölferge­
meinschaft des Antidumping und 
zieht hier die Schrauben immer en­
ger, so daß nun auch die japani­
schen „Schraubenzieherfabriken“ 
erfaßt und zusätzliche Strafzölle 
verhängt werden, wenn der betrof­
fene ausländische Anbieter den 
Erstzoll einfach „wegsteckt“ . Be­
merkenswert ist nicht so sehr die 
Anzahl der Fälle als der immens ge­
wachsene Handelswert, der tan­
giert ist. Während traditionell vor al­
lem Rohstoffe und relativ einfache 
Produkte in Antidumpingverfahren 
verwickelt waren, sind es heutzu­
tage in erster Linie technologiein­
tensive Erzeugnisse mit hohem 
Handelsanteil (Kopiergeräte, elek­
tronische Waagen und Schreibma­
schinen, CD-Geräte, Computer­
drucker, Videorecorder etc.). Be­
denkt man, daß die europäische 
Elektronikindustrie seit Jahren um 
eine Atempause im internationalen 
Konkurrenzkampf ringt -  und nicht 
ohne Erfolg, wie die 1985 bzw. 1984 
erhöhten Schutzzölle für Videore­
corder und CD-Geräte sowie ver­
schiedene Selbstbeschränkungsre­
gelungen, zuletzt die „freiwillige“ 
Exportzurückhaltung koreanischer 
Hersteller von Videorecordern, zei­
gen - ,  so entpuppt sich die Antidum- 
pingpolitik der EG als lupenreine In­
dustriepolitik und die Berufung auf 
Fairplay als durchsichtiger Schleier

Die „neue Reziprozität“

Das Zwiilingskonzept des „fairen 
Handels“ ist die derzeit vieldisku­
tierte „neue Reziprozität“ . In den 
bisherigen GATT-Verhandlungen 
war Reziprozität gleichbedeutend 
mit ausgewogenen und einver­
nehmlich erzielten, über Länder­
und Branchengrenzen hinwegrei­
chende Verbesserungen der Markt­
zugangsbedingungen. Neuerdings

steht die volle Äquivalenz des ge­
genseitigen Marktzugangs im Vor­
dergrund, und sie wird in einzelnen 
Branchen und gegenüber einzelnen 
Ländern gesucht. Die Erfüllung wird 
an der Entwicklung bilateraler und 
sektoraler Salden gemessen. Das 
neue amerikanische Handelsge­
setz verlangt derartige Gegenseitig­
keit z.B. im Telekommunikations­
handel und generell gegenüber 
Ländern mit hohem bilateralen Han­
delsüberschuß, wenn diese Länder 
unfairer Handelspraktiken überführt 
werden. Die Position der EG erhellt 
das folgende Zitat Willy de Clercqs: 
„Wir müssen nicht so sehr eine 
Symmetrie der rechtlichen Äquiva­
lenz der Marktzugangsbedingun­
gen, sondern eher eine Äquivalenz 
ihrer ökonomischen Effekte anstre­
ben.“®

„Fair trade“ und volle Reziprozität 
bedeuten in letzter Konsequenz die 
Verneinung des internationalen 
Handels. Die Verfechter dieser Kon­
zepte betreiben die Einebnung na­
tionaler Unterschiede, deren Exi­
stenz den Anstoß zum Außenhan­
del gibt und ihn für die beteiligten 
Länder lohnend macht. Die bewähr­
ten GATT-Prinzipien der Meistbe­
günstigung und des „national treat- 
ment“ werden zwangsläufig unter­
miniert. Faktisch vollzieht sich der 
Rückzug aus der internationalen Ar­
beitsteilung durch Vergeltungs- und 
Rückvergeltungsschläge und durch 
den Abschreckungseffekt zumal auf 
kleine und mittlere Exporteure, die 
den Verfahrenskrieg scheuen.

Strategische Handelspolitik

Neben Fairneß und Reziprozität 
sorgt seit einiger Zeit der Begriff der 
strategischen Handelspolitik für 
Schlagzeilen. Die Theorie der stra­
tegischen Handelspolitik ist eine 
Fortentwickung des alten Optimal­
zollarguments. Ausgehend von der 
oligopolistischen Struktur bedeu­
tender Weltmärkte entwickelt sie

Strategien zur Maximierung des na­
tionalen Anteils an den dort zu erzie­
lenden Übergewinnen. Ihre wissen­
schaftlichen Urheber fürchten frei­
lich die eigene Courage und warnen 
vor der politischen Anwendung ihrer 
Rezepte^. Tatsächlich mehren sich 
die Fälle strategischer Handelspoli­
tik. Das Beispiel Airbus macht 
Schule, wie jüngst die staatlich ge­
förderte Kooperation zwischen Phi­
lips, SGS-Thomson und Siemens in 
der Chips-Forschung zeigt. Selbst 
wenn der Versuch europäischer Ge­
genmachtbildung gegen amerikani­
sche und japanische Vormachtstel­
lungen und Koalitionen (Beispiel 
Halbleiterabkommen) gelingen 
sollte, bliebe er strukturpolitisch äu­
ßerst fragwürdig. Strategische Al­
lianzen zwischen Unternehmen 
und Staat dienen zuerst dem Pro­
duzenteninteresse. Im Inland sind 
sie mit Mitnahme- und Ausbrei­
tungseffekten verbunden, im Aus­
land fordern sie zur Kompensation 
heraus. Das Nachsehen haben der 
Konsument und der Steuerzahler

Neben und über den genannten, 
den Zusammenhalt der Weltwirt­
schaft bedrohenden Entwicklungs­
tendenzen besteht die immerwäh­
rende Gefahr der handelspoliti­
schen Blockbildung. Derzeit hchten 
sich alle Augen auf den europäi­
schen Binnenmarkt. Wenn es tat­
sächlich gelingt, den innereuropäi­
schen Handel vollständig zu liberali­
sieren, werden Produktivität und in­
ternationale Wettbewerbsfähigkeit 
der Unternehmen in Europa be­
trächtlich steigen. Ähnliches ge­
schah in den 60er Jahren, als in der

Vgl. Meinhard H i l f .  Reinhard R o l f :  
Das „Neue Instrument “ der EG, in: Recht der 
Internationalen Wirtschaft, Apnl 1985, H. 4, 
S 297 ff

® Vgl, The Economist. 3.9.1988, S. 15. Im Ori­
ginal lautet das Zitat: „We will have to pursue a 
symmetry not so much in the legal equivalence 
of conditions of access to markets, but rather 
an equivalence in their economic effects."

' Vgl. Marc L e v i n s o n :  Is strategic trade
fair t r a d e i n :  Economic Impact, Nr 64, 1988,
H.3, S. 29ff.
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damaligen EG der Sechs die inner­
gemeinschaftlichen Zollhürden und 
mengenmäßigen Beschränkungen 
beseitigt wurden. Seinerzeit haben 
die USA in der Kennedy-Runde des 
GATT dafür gesorgt, daß auch die 
Außenzölle der Gemeinschaft kräf­
tig gesenkt wurden. Gegenwärtig 
warnen die Amerikaner besonders 
lautstark vor einer Festung Europa. 
Sie besitzen freilich nicht mehr die 
gleiche Autorität und Glaubwürdig­
keit wie damals. Die unvermeidliche 
Erosion der wirtschaftlichen Hege- 
monialstellung der Vereinigten 
Staaten und die Stagnation der Pro­
duktivitätsentwicklung in diesem 
Land waren begleitet von wachsen­
dem Protektionismus und Bilatera­
lismus. Nach den Freihandelsab­
kommen mit Israel und Kanada -  
das letztere muß freilich noch am 21. 
November durch den Wähler bestä­
tigt werden -  begeistert man sich in 
den USA nun für ähnliche Vereinba­
rungen mit den Ländern des Pazifi­
schen Beckens.

Man sollte aber die Stimmung 
nicht mit der Lage verwechseln. Die 
Verhandlungen mit Kanada haben 
gezeigt, wie kompliziert Freihan­
delsabkommen selbst mit soziokul- 
turell ähnlichen Ländern sind. 
Gleichzeitig wird in Europa die Sog­
wirkung des Binnenmarktprojekts 
auf die Nachbarländer leicht über­

schätzt. Die Option Beitritt scheidet 
überwiegend aus politischen Grün­
den aus, während „mirror legisla­
tion“ auf legislative Selbstentmündi­
gung hinausläuft. Die Spaltung der 
Weltwirtschaft in einen pazifischen 
und europäischen Wirtschaftsraum 
erscheint daher als durch die Fak­
ten nicht gestützte Vision.

Chancen einer GATT-Reform

In den GATT-Verhandlungen wird 
sich zeigen, ob es den Verfechtern 
regionaler und bilateraler Liberali­
sierungsmodelle letztlich um die 
Verteidigung der damit verbunde­
nen Präferenzen und Privilegien 
geht, oder ob sie bereit sind, ihre 
Konzepte gewissermaßen als Kata­
lysator des multilateralen Liberali- 
sierungsprozesses einzubringen. 
Dieser könnte durch die bedingte 
Anwendung des Meistbegünsti­
gungsgrundsatzes beschleunigt 
werden. Danach würde die zusätzli­
che Öffnung der Märkte nur jenen 
Ländern zugute kommen, die ihrer­
seits liberalisieren®. Nicht alle Län­
der müssen im gleichen Tempo vor­
anschreiten. Eine multilaterale Libe­
ralisierung mit mehreren Geschwin­
digkeiten könnte es den Regierun­
gen erleichtern, dem Gefangenen­
dilemma zu entkommen.

Die Chancen für eine multilate­
rale Liberalisierung stehen nicht so 
schlecht, zumal die Verhandlungen 
unter weltwirtschaftlichen Schön­
wetterbedingungen stattfinden. Ein 
gutes Omen ist auch die erstaunlich 
gewachsene Inanspruchnahme der 
multilateralen Streitschlichtungsver­
fahren und der relativ weit vorange­
schrittene Einigungsprozeß über 
eine institutionelle Reform des 
GATT. In der besonders strittigen 
Agrarfrage scheinen sich die an­
fangs weit auseinander liegenden 
Positionen der USA, der EG und der 
Cairns Group einander anzunä­
hern. Dies wird auch die Bereit­
schaft der Entwicklungsländer zur 
Öffnung ihrer Dienstleistungs­
märkte fördern. Im Industriegüter­
handel wird der Spielraum für pro­
tektionistische Maßnahmen nicht 
zuletzt durch die wachsende inter­
nationale Verflechtung der multina­
tionalen Unternehmen eingeengt. 
Trotz der gezeigten bedenklichen 
Entwicklungen besteht daher 
Grund zum Optimismus. Die 
Chance einer Reorganisation der 
Weltwirtschaft auf multilateraler Ba­
sis erscheint größer als das Risiko 
einer Desorganisation.

® Vgl, dazu auch Gernot K l e p p e r :  The
next GATT Round: Bilateralism versus Multila- 
teraiism, in: INTERECONOMICS. September/ 
Oktober 1986. S. 232 ff.
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